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Band 10. Ein Deutschland in Europa 1989 – 2009 
Auswirkungen einer Großen Koalition auf das Politikgeschehen (22. November 2005) 
 
 
Kurz vor dem Beginn der Großen Koalition erörtert der Politikwissenschaftler Franz Walter 
Arbeitsweisen einer Großen Koalition und ihre Auswirkungen auf das politische System. Er 
wendet sich gegen pessimistische Auffassungen, die lediglich demokratische Defizite und einen 
Verlust an Bedeutung für den Deutschen Bundestag prognostizieren.    
 

 
 
 
Die Türen fest geschlossen 
 
Ein Tipp für die große Koalition: Kompromisse entstehen am besten in elitären, der Öffentlichkeit 
strikt entzogenen Zirkeln  

 

 

Unter meinen politikwissenschaftlichen Kollegen der 68er Generation ist die große Koalition nicht 

wohlgelitten. Sie argwöhnen, dass hinter dem Wunsch nach einer Allianz der beiden 

Großparteien zählebige Reste nicht gebrochener wilhelminischer Obrigkeitskultur stecken. Auch 

im linksliberalen Journalismus findet man dergleichen Interpretationen. Dabei ist die große 

Koalition keineswegs Bestandteil der politischen Kultur vom Kaiserreich bis zum Ende der alten 

Bundesrepublik. 

 

Die große Koalition war historisch durchweg eine Rarität, die von links bis rechts stets bekämpfte 

Ausnahme. Die politische Kultur der Deutschen ist nicht durch die Allianz, nicht durch die 

Kooperation, nicht durch die Konkordanz zwischen den Weltanschauungen gekennzeichnet. Das 

fatale Charakteristikum der politischen Kultur in der deutschen Moderne ist vielmehr die 

Konfrontation, das Lagerdenken, die ideologische Verabsolutierung der eigenen Klasse und 

Grundüberzeugungen. In Deutschland waren die Parteien ganz im Unterschied zu anderen 

europäischen Ländern dezidierte Programm- und Weltanschauungsparteien, denen jeder 

Sprung über das eigene Milieu hinweg denkbar schwer fiel. Deutschland gehört zu den wenigen 

Ländern Mitteleuropas, in denen es nie einen langen Zeitraum römisch-roter Koalitionen gab, wie 

man die Zusammenarbeit von Christdemokraten und Sozialdemokraten in den 1950er Jahren zu 

nennen pflegte. 

 

Daher fiel die Annäherung zwischen Union und Sozialdemokraten zunächst mühselig aus. Die 

deutsche Politik ist durchformt von einem ungemein harten und – wegen der ungewöhnlichen 

Vielzahl von Regionalwahlen – nahezu chronischen Parteienwettbewerb in Wahlkämpfen. In 

kaum einem anderen Land dieser Welt werden die Parteien in derart viele Wahlschlachten 
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hineingedrängt. Die Permanenz dieser Wahlauseinandersetzungen hat die schon im 19. 

Jahrhundert entstandene Mentalität des antagonistischen Gegnerhasses konserviert. Der Abend 

des 18. September 2005 hat dafür ein schönes, besser: deprimierendes Beispiel geboten. Man 

sah die Anhängerschaften von Parteien, die im Grunde gerade bitter verloren hatten, in 

frenetischen Jubel ausbrechen und sich enthusiastisch in den Armen liegen: einzig und allein, 

weil der Gegner ebenfalls taumelte. Das ist übrig geblieben von den ideologischen Kämpfen der 

Vergangenheit: die Häme, die Schadenfreude, die Herabsetzung des Gegners. Demgegenüber 

ist die Sicherheit der eigenen, positiv formulierten politischen Ziele längst zerronnen und perdu. 

 

Doch die Kultur der politischen Feindschaft im permanenten Parteienwettbewerb beißt sich mit 

der anderen harten Realität deutscher Politik: dem allgegenwärtigen Zwang zur Zusammenarbeit. 

Die deutsche Republik ist institutionell verflochtener als nahezu jedes andere Regime unter den 

Demokratien Europas. Insofern sind die großen gesellschaftlichen Kräfte, ob sie es nun wollen 

oder nicht, zur Zusammenarbeit verdammt. Politik gelingt in Deutschland nur durch 

Konzertierung, Koordinierung, Kooperation. Die Konfliktrhetorik, gar eine reale, entschlossene 

Konfrontationsstrategie erzeugen lediglich Obstruktion und Paralyse. Die klare Entscheidung, 

das konzise Durchregieren, die „Politik aus einem Guss" (Angela Merkel) ist in diesem System 

gänzlich unmöglich. 

 

Handwerker der Macht 

 

Eben darin liegt die unzweifelhafte Berechtigung der Bildung einer großen Koalition. Sie 

exekutiert auch formell, was sonst lediglich verdeckt und unter tausend taktischen Umwegen 

informell vonstatten geht. Doch was wird das Ziel, was der Kitt dieses Bündnisses sein? 

Allianzen brauchen das, wenn sie Handlungsfähigkeit und Bestand herstellen wollen: ein 

spezifisches Ethos, einen politischen Fluchtpunkt, eine verbindende Norm. Bündnisse werden 

zusammengehalten entweder durch einen starken gemeinsamen ideologischer Gegner oder 

eben eine affine Wertehaltung, auch durch den Mythos einer kollektiv geteilten großen 

Vergangenheit, natürlich: durch eine ähnliche soziale Interessenstruktur. 

 

Die neue Koalition hat kaum etwas von alledem. Der gemeinsame Stolz auf die ungewöhnlichen 

Leistungen der alten Bonner Republik, des katholisch-sozialdemokratischen Sozialstaats hätte 

ein solcher Bezugspunkt sein können. Doch haben sich die Politikereliten beider Parteien 

bizarrerweise unisono von dieser keineswegs schmählichen Vergangenheit gelöst, ja sie 

nachgerade verächtlich gemacht. Leicht wird es daher nicht, aber unumgänglich ist es doch, 

dass die große Koalition nicht nur eine Gegenwartsallianz zweier sich misstrauisch beäugender 

Partner ist, sondern Ziele vereinbart, die weiter in die Zukunft reichen und so etwas wie ein 

Sinnzentrum besitzen. Pure Realpolitiker pflegen sich darüber lustig zu machen, aber eben über 

diesen Mangel an Begründungsfähigkeit scheitern sie deshalb in schöner Regelmäßigkeit. 

 

Hier nun kommt der Bundestag ins Spiel. Was wird aus ihm in den nächsten vier Jahren der 

Elefantenhochzeit werden? Das Ansehen der Abgeordneten ist denkbar gering; ihr Einfluss auf 

die großen Entscheidungen ebenfalls. Jedenfalls schreiben die publizistischen und 
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wissenschaftlichen Experten seit Jahren über den Machtverlust des Parlaments. In der Ära Kohl 

fielen die Würfel in exklusiven Koalitionsrunden; während der Kanzlerschaft Schröders stellten 

Expertenkommissionen die inhaltlichen Weichen. Die Abgeordneten hatten nur noch abzunicken, 

was die exekutiven Oligarchen unter sich ausmachten. Und der Prozess der 

Entparlamentarisierung, so die feste Überzeugung der meisten hauptamtlichen Exegeten des 

Politischen, dürfte unter einer großen Koalition erst recht und noch forciert weitergehen. In dieser 

Allianz werde es allein auf die Arrangements der Merkels, Münteferings, Kauders, Strucks, 

Stoibers und Steinbrücks ankommen, nicht auf das, was die übrigen gut 600 Abgeordneten für 

richtig oder falsch halten. 

 

Ganz abwegig ist die düstere Prognose über die zunehmende Entdemokratisierung des 

bundesdeutschen Parlamentarismus nicht. In den nächsten Wochen werden sich zwei Parteien 

zu einer gouvernementalen Allianz zusammenschließen, die das politisch bekanntermaßen 

keineswegs anstrebten, die überdies unterschiedliche materielle Interessen vertreten, kulturell 

weiterhin stark differieren, in verschiedenen sozialen Räumen dieser Gesellschaft präsent und 

verwurzelt sind. Bei einer großen Koalition wird kein soziokulturell zusammenhängendes Lager 

binnenintegriert, sondern hier werden sehr heterogene Herkünfte, Deutungen und Perspektiven 

schwierig gebündelt. Will eine solche Koalition erfolgreich sein, dann müssen die 

gegensätzlichen Parteien einen konstruktiven Kommunikationskanal für Kooperation, 

Kompromiss und Konkordanz finden. Der Erwartungsdruck der Wahlbürger ist nicht gering. Sie 

wollen, dass effizient und lösungsbezogen regiert wird. Die beiden Volksparteien müssen also 

eine rationale Verhandlungsstruktur finden, um zügig zu handlungsorientierten Konsenspunkten 

zu finden, bei denen keine der beiden Parteien das Gesicht verliert. 

 

Die Logik solcher Verhandlungsstrukturen aber ist eindeutig: Besonders demokratisch geht es 

dort nicht zu, darf und kann es auch nicht. Würde man unter den idealtypisch optimalen 

Demokratiebedingungen – uneingeschränkte Transparenz, kritisch intervenierende Öffentlichkeit, 

beteiligungsintensive Basis – einen großkoalitionären Ausgleich suchen, dann könnte man es 

auch gleich sein lassen, weil ein vernünftiges Ergebnis so nicht zu erzielen ist. Der 

demokratische Marktplatz, die Volksversammlung, die öffentlichen Foren gegensätzlicher 

Parteien prämieren Brandreden, Rhetorikdonner, die laut vorgetragene Überzeugungstreue, die 

Devotion vor den Essentials der eigenen Kerntruppen. Der Diskurs in der demokratischen 

Öffentlichkeit also fördert das Pathos der Grundsatzfestigkeit, die unerschütterliche Fixierung auf 

die Beschlusslage. Die Einsicht in die Motive des Anderen, der Willen, auf den 

Verhandlungspartner zuzugehen, die Fähigkeit, von starren Ursprungspositionen zu lassen, 

dogmatische Fesseln aufzulösen, den Ausgleich zu suchen – all das entsteht am wenigsten in 

der öffentlichen Arena fundamentalistisch-demokratischer Auseinandersetzung. 

 

Daher sollten am Ort kompromissorientierter Verhandlungen keine Scheinwerfer stehen, sollten 

keine hochmotivierten Kernanhängerschaften das Publikum bilden. Wenn die Vertreter sehr 

unterschiedlicher Parteien verhandeln, dann hat man in der Tat die Türen fest zu verschließen, 

alle Zuschauer rigide zu verbannen, den eigenen Kreis denkbar klein zu halten. Intransparenz 

fördert die Vernunft, mäßigt die schrille Konfliktrhetorik, rüstet den politischen Volkstribunen ab. 



4 

 

 

Natürlich, säuselnde Sonntagsredner der demokratischen Tugendhaftigkeit wird das empören. 

Aber der koalitionspolitische Kompromiss entsteht am ehesten und besten in oligarchischen, 

elitären, der Öffentlichkeit strikt entzogenen Entscheidungszirkeln, die über politische Autonomie 

und ausreichend Spielraum verfügen. Marionetten des Basiswillens und Tempelhüter von 

Parteiidentitäten sind für Verhandlungs- und Ausgleichssysteme – wie eben die 

Kompromissbildung in einer großen Koalition – gänzlich ungeeignet. 

 

Es ist in der Tat damit zu rechnen, dass ein Koalitionsausschuss von etwa acht bis zehn 

Menschen in den nächsten Jahren die politischen Großkompromisse schmiedet und die 

Gesetzesmechanik bedient. Aber was bleibt dann noch von der Grundsatzdebatte im Parlament, 

von der Orientierungsfunktion der Parteien, vom aufklärerischen Ethos der Demokratie? Eben all 

dies: Aufklärung, Orientierung und Generaldebatte. Denn in den Koalitionsrunden tummeln sich 

lediglich die Maschinisten des Kompromisses, die Techniker der Konsensfindung. Dort arbeiten 

sie allein das klein, was andere an großen Konzeptionen und Perspektiven entworfen haben. Die 

Kauders, Münteferings, Strucks und de Maizières dieser Welt mögen perfekte Organisatoren des 

politischen Prozederes sein, aber irgendeine interessante Idee, eine originäre Vorstellung von 

Zukunft, gar eine politische Gestaltungsarchitektur hat man von diesen politischen 

Administratoren des Hier und Jetzt noch nie vernommen. Über dergleichen Begabungen 

verfügen sie nicht, müssen sie auch nicht verfügen. Sie sind pure Handwerker der Macht, keine 

Konzeptionalisten, keine Visionäre, auch keine charismatischen Redner. Im Grunde führen sie 

nur aus, machen machbar, was andere geprägt und – oft zugegebenermaßen undeutlich – 

vorgezeichnet haben. Prägen, konzipieren, entwerfen, vordenken, Ideen hervorbringen, die 

große Debatte führen, Zukunft antizipieren, Themen setzen, die wesentlichen Inhalte von 

Gesellschaft und Politik definieren – das ist die Aufgabe von brillanten Parlamentariern und 

anspruchsvollen Parteileuten. Keine Koalitionsrunde kann ihnen diese Funktion wegnehmen. 

 

Zentrum der politischen Entwürfe 

 

Und der politische Bewegungsraum dafür ist im Deutschen Bundestag unter den Bedingungen 

der großen Koalition breiter als sonst. Große Koalitionen lockern die Fesseln der Disziplin, lösen 

den Druck der Uniformität. Die Möglichkeiten für abweichende Positionen, gesonderte 

Gruppierungen, unorthodoxe Anträge und eigensinnige Redebeiträge sind größer als in Zeiten 

kleiner Koalitionen mit knappen, also prekären Mehrheiten. Zwischen 1966 und 1969 war das 

Selbstbewusstsein der deutschen Bundestagsabgeordneten deshalb erheblich angewachsen. 

Die Regierungsfraktionen sahen sich nicht mehr ausschließlich als parlamentarische Exekutive 

des Kabinetts, sondern als primärer Ort der Willensbildung und Themensetzung. 

 

So sollte sich auch der Deutsche Bundestag in den kommenden vier Jahren verstehen: als 

Zentrum der politischen Entwürfe. Eben daran hat es in den letzten Legislaturperioden 

gemangelt. Das Parlament hat nicht an Einfluss verloren, weil parakonstitutionelle 

Koalitionsrunden und Expertenkommissionen auftraten; komplexe Gesellschaften kommen ohne 

solche informellen Strukturen und Verhandlungssysteme längst nicht mehr aus. Das Parlament 
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hat an Bedeutung eingebüßt, weil die Abgeordneten zuletzt nicht mehr fähig waren, große Ziele 

zu umreißen, Normen zu begründen, Maßstäbe und Prioritäten zu bestimmen, sinnstiftende 

Zusammenhänge zu komponieren. Der Verlust an inhaltlicher, auch oratorischer und 

imaginativer Substanz hat die Stellung des Bundestages beschädigt. 

 

Moderne, fragmentierte, aufgeklärte Gesellschaften sind auf beides angewiesen: Auf 

kompromissfähige Effizienz und auf charismatisch-programmatische Überzeugungskraft. Beides 

gedeiht in unterschiedlichen Arenen mit gegensätzlichen Logiken. Eben das macht Politik so 

schwierig, oft auch schwer verständlich. Politische Koalitionen benötigen effektiv, verlässlich und 

verschwiegen operierende Elitezirkel für die Kompromissbildung. Sie brauchen aber auch 

selbstbewusste, öffentlich agierende Parlamentarier, die die großen Linien ziehen, einprägsame 

Begriffe kreieren, mehr noch: die dem politischen Bündnis orientierende Leitvorstellungen 

voranstellen können. [ . . . ] 

 
 
 
 
Quelle: Franz Walter, „Die Türen fest geschlossen“, Frankfurter Rundschau, 22. November 2005, 
S. 7. 
 
 
 
 


